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Verkündet

am 200 Aug° 1964

I m N a m e n d e e V o_l k e 3

In Sachen

Beklagten und Revieionsklägers‚

gegen

Kläger und Revisionsbeklegten,

hat der 80 Senat des Bundeesozielgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 20° August 1964 in Berlin;

an der mitgewirkt haben '

Senetspräsident S t e n g e 1
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ E e u h a u s und

Bundeerichter ? e t e'r s e n
als weitere Bérufsrichter,

Bundeesozialrichter Dr; R h @ d—e und
Bundessozielrichter S c h u t 2

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die ■evision des Beklagten gegen das Urteil des

Lendeseozialgerichte Berlin vom 10° November 1961
wird zurückgewiesen°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergeriehtlichen*
Kosten des Revisionsverfahrene zu erstatten°

Von Rechts wegen°
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Der Kläger, der im Oktoter 1948 die Erlaubnis zum
ständigen Aufenthalt im Bundesgebiet erhalten hatte,
beantragte im Februar 1959 die Gewährung von Ver—

.sorgungsrente nach seinem natürlichen Vater Bikes Keaévr$

der im November 1943 als Soldat an einem postpneumo—ßw

nischen Empyem geetorben ist° Er hatte vom früheren

Versorgüngsamt (VersorgA) Potsdam von 1° Juni ?944 an
Waisenbeihilfe bezogen} sein Waisenrentenantrag war

am 20° Oktober 1944 abgelehnt werden. Das VersorgA

lehnte durch Bescheid vom 27„'Rovember 1959 die

Gewährung Von Hinterbliebenenrente ab, weil der
natürliche Vater an einer Kreislaufsehwäche verstorben

und sein Tod in dem früheren Verfahren nicht a15'
Folge einer Wehrdienstbeschädigüng anerkannt werden

‘seic Im Widerspruchsverfahren wies der Kläger auf ‘
die Gewährung von Rente für-die eheliche Tochter
des Kindesvaters hin; der Widerspruch blieb erfolg—

los (Bescheid vom 29; April 1960), Weil die früherew
Entscheidung nach @ 85 des Bundesversorgungsgesetzes

’(BVG) die V6rsergungsverwaltung binde; der Anerkennungs—
bescheid für die eheliche Tochter könne lediglich

wegen der entgegenstehenden gesetzlichen Vorschriften

nicht widerrufen werden° '

Auf die Klage blieb der Beklagte zunächst bei seiner
Ansicht, Einwirkungen des militärischen Dienstes

hätten die zum Tode führende Krankheit nicht verur—

sacht‚ Im Termin zur mündlichen Verhandlung von

21° November 1960 führte er aber aus, er leugne
nicht die Vetereigenschaft des natürlichen Vaters

‘Vsowiedie Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zusammen—
hangs dessen Todes mit wehrdienstlichen Schädigunge-
einflüssen und géstehe diese Anspruchsvorauseetzungen ZUo
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Durch Urteil vom 210 November 1960 verurteilte das“

Sozialgericht (SG) den Beklagten unter.Aufhebung

der Verweltungsbescheiäe, dem Kläger Weisenver—

sorgung seit dem 10 Februar 1959 zu gewähren„ Es

hat den Inhalt der Verweltungsakten über den An—

trag des Klägers und über die Weisenrente äer

ehelichen Tochter verwertet und ausgeführt, die

Anspruchsvoreussetzungen, nämlich die Vatereigen—

schaft des Verstorbenen und der ursächliche Zu—

sammenhang seines Todes_mit einer Schädigung im

Sinne des BVG, seien erfüllte @ 85 Satz 1 BVG

könne keine Anwendung finden;

Der Beklagte hat Berufung eingelegt und hat nur

eine unrichtige Anwendung des 5 85 BVG bemängelto

Durch Urteil vom 10° November 1961 hat des Landes—

sozialgericht (LSG) die Berufung des Beklagten zu—
rückgewiesten° Es ist davon ausgegangen, daß der

Kläger Weise im Sinne des 5345 Abs. 2 rm 6 BVG

und der Tod als Sekädigungsfolge wehredheihlich
‚seio @ 85 EVG habe weder in der alten noch in der

seit dem 1„ Juni 1960 geltenden Fassung äem An—
spruch des Klägers entgegengestanden° In Fällen
wie dem des Klägers sei es ein Gebot der sozialen

Gerechtigkeit, in analoger Anwendung des @ 57
Abs° 1 Nro 3 BVG e? zu verfahren, é°h„ den Antrag

dann als rechtzeitig anzusehen, wenn er innerhalb_

von 6 Monaten nach Übereiedlung nach Berlin—West
gestellt werden sei° Die Rechtslage sei auch nach

dem Ersten Neuordnungsgesetz (NOG) nicht anders zu

beurteilen„ Denn trotz des Wegfalls des —bisherigen—

Satzes 2 des 5 85 BVG sei die frühere Entscheidung

des VersorgA ?otsdem deshalb nicht rechtsverbind—

lich, weil sie im Spruchverfahren nicht habe ange—

fochten werden können und daher verfehrensrechtlich

nicht bindend geworden sei° Außerdem habe der Beklagte
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(nachdem er die Vatereigenecheft des Verstorbenen

und den ursächlichen Zusammenhangdes Todes mit
‘wehrdiénstlichen Schääigungen anerkannt habe)

nach ä‚40 des VerWaltungsterfehrensgesetzes (VeerG)
einen neuen Bescheid erteilen müssen; denn die ur—

sprüngliche Ablehnung des VereorgA Potsdam Sei aus
tatsächlichen Gründen anrichtig gewesen, so daß auch

dieser rechtliche Gesichtspunkt die Verurteilung

des Beklagten rechtfertige° Das Berufungsgericht
Ahat die Revision zugelassen, weil es sich bei der

Auslegung des % 85 BVG um eihe_Rechtsfrage von

grundsätzlicher Bedeutung handeleo

Der Beklagte hat Revision eingelegt unä beantragt,

unter Au hebung der
Entscheidungen

der
Vorinstanzen die Klage abzuweisen,

‘hilfeweise, ‘

die Sache zur erneuten Verhandlung und
Enteeheidung an äas'L8G zurückzuverweisen=

Er rügt mit
näherer

Begründung eine unr1cht1ge,

Anwendung des 5 85 BVG, $ 703 üée Sozielgeriohts—
ge3etzes (SGS) und @40 VeerG° Die ursprüngliche
Ablehnung des Rentenenspruche sei auch

geeäu
noch

verbindlich° Ferner habe äas Berufungsgericht den

Sachverhalt nicht hinrei
chend aufgeklärt

Der Kläger beantragt,

die Revision gegen äas Urteil des LSG
zurückzuwe1seno

Er hält das Verfahren
dee Berufungsge_richts fur

fehlerfre1 une das angefochtene Urteil 1ür zutreffenä„

Der Beklagte hat die zugelassene Revision (@ 162 Abe„ 1

Nr„ 1 SGG)form— Und fristgerecht eingelegt unä be—
gründet° Das gemäß @ 164 SGG zulässige Rechtsmittel

ist nicht begründeto

- 5 _
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Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung darauf

gestützt, äaß die Verwaltung trotz des Bescheides

des früheren VersCrgA Potsdam dem Kläger Waisen-

rente hätte gewähren müssen, weil die Anspruchs-

vorauesetzungen (glaubhaft gemachte Vaterschaft

oes Verstorbenen und ursächlicher Zusammenhang

seines Todes mit Einwirkungen des wehrdienstes)

erfüllt seien° Eie Revision wendet_sich zunächst

gegen äie Feststellung dieses ursächlichen Zu—

sammenhangs und rügt insoweit eine unzureichende
'Sachaufklärungo Das LSG habe keine eigenen Ermitt—

lungen angestellt‚ sondern sich Verfahrenswidrig

;it dem Zugeständnis des Beklagten hegnügta_lnsoe
weit ist dem Beklagten einzuräumen, daß die Erklä—l

rung des Sitzungsvertreters vom 210 November 196O

über das Zugeständnis der Elterneigenecheft des

natürlichen Vaters des Klägers sowie über die

Wehrecheinlichkeit des ursächlichen„Zusammenhangs

kein Anerkenntnis im Sinne des @ 701 SGS.darstellt;

Denn insoweit handelt es sich um das Zugeetehen

einzelner Anspruchsvorauseetzun3en, nicht aber

um ein Anerkenntnis äes geltend gemachten Anspruchs
oder eines seiner Teile° Eee Zugeständnis ein—

zelner rechtserheblioher Tatsachen hat zwar im

Zivilprozeß bestimmte Rechtefolgen„ Sie entfallen

aber im Verfahren der Sozialgerichtsbarkeit° Denn

es ist mit den Grundsätzen der Offizialmexime‚

welche dieses Verfahren beherrschen, nicht verein—

bar, wenn das Gericht lediglich auf Erklärungen

der Beteiligten hin einen für äie Entscheidung
wesentlichen Sachverhalt als bestehend oder.nicht.

bestehend ansieht° Vielmehr hat das Gericht die

Pflicht, den Sachverhalt von Amts wegen aufze—
klären und sich durch aktenkunäige Beweismittel

oder eigene Prozeihandlungen die für seine Ent—

echeioung meßgebenden Tatsachen zu beschaffen,

| Ü
“! |
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wobei allerdings die Beteiligten gehalten sind,

bei der Sammlungdes ProzeßstoffeS'mitzuwirkeno
Wenn es auch zutrifft, daß im ahgeführten.■rteil'

ausgeführt ist, die beiden vorbezeichneten Anspruchs—

voraus$etzungen seien ausdrücklich zugestenden wer—'

den, so hat das LSG jedoch — wie sich aus dem Tat—

bestand des_engefochtenen Urteils ergibt 5 außer
dem Zugeständnis auch noch den Vermerk vom 90 Mai

1955 in den Verscrgungsakten verwertet, welcher wie.

folgt lautet: "

"Ko ist 1915 geboren„ Bei der vorlie—
genden Erkrankung handelt es sich um
eine akute Krankheit, die.K° sich
offenbar‚durch den miln Dienst zuge—
zogen heto Es besteht kein Zweifel,
daß der Tod Folge von WDB ist"o

Ferner hat das Berufungsgericht bei der abschließenden
Stellungnahme zu dem Urteil des SG ausgeführt;

"Es bestanden somit keine Bedenken dagegen,
daß das Sozialgericht nicht nur die Ver—
waltungsbescheide aufgehoben, sondern
auch gleichzeitig den Beklagten sur Ge—
währung der Waisenrente verurteilt hat,
f ü r d i e s ä m t 1 i c h e -
V o r a u s s e t z u n g e n g e g e —
b e n w a r e n „" ‘

Wie hierdurch immerhin erkennbar ist, hat sich des LSG
das Urteil des SG 4 auch wenn es dieses nicht förmlich

in Bezug genommen hat — hinsichtlich der Teile zu

eigen gemacht, welche die Voraussetzungen für die

Gewährung von Waisenrente betreffen° Insoweit aber

hat das SG die Vatereigenschaft und den ursächlichcn
Zusammenhang des Todes mit Einwirkungen des Wehr—

dien9tes als "durch die Aktenunterlegen bewiesen und

im übrigen unstreitig" bezeichnet° Mithin hat das SG
auf Grund der Aktenunterlegen eigene Feststellungen
getroffen° Es kann im Hinblick auf die Bezugnahme

auf den Widerspruchshescheid vom 29„ April 1960 sogar

„ 7 -
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angenommen werden, daß es nicht nur den Vermerk

vom 9° Mai 1955, sondern auch den vom 260 Februar

1960 und die ihm zugrunde liegende ärztliche Stel—

lungnahme dee Medizinalrats Dro h=ee
......frvcm 71 De—V

zember 1959 berücksichtigt hat° Biee alles hat

das LSG — wie aus äem angefochtenen Urteil erkenn—

bar i“ — übernommen und hat mithin %in ne Feet—

tel lu ragen über die Vewt reigenscl eft de Verstor—(Q

benen und den ursäehlichen Zus amme.hang éee Ab—

lebens mit Bir w:erungen dee Yrie{sdienetes nicht

lediglich auf das Zugeständnis des Beklagten ge—

stützt°

Bei dieser

nach der Rechte :prechung des Bundessozialgerichts

BSG (BSG SozR SGS @ 162 31„ Da 'i6 Nro 64 und

Bla Da 20 Nr„ 72; SGG @ 164 Blc 3a 10 äro 28)

angeben müssen, welche Ermittlungen ües Ber fungs—

Sach le .ge hätte der Bel legte im.übrifen

.

gerich nt im einzel nen noch hät te vornehmen müssen

und zu welchen den bisher getroffenen Feststellungen

entgegenstehenden Ergebnissen sie nach Ansicht der

Revision geführt hätten° Lerartige Aueführun5en

et der Beklagte nicht gemacht° Deshalo sind
“ormgerecht erhobene Revisionsrügen gegen die

«eststellung äes ursächlichen Zueammenhangs zwi—

bi

schen dem Ableeben des Kindesvaters und den Ein—

wirkungen des "!ehrdienst% nicht erhoben worden°

Diese Feststellung des LSG bindet daher nach 9 163

SGG dee Revisionsgericht° Da der Senat die ■üge

eines Verstoßes gegen @ 103 SGG somit als nicht

formg erecht erhoben überhaupt nicht berucksichtigen

konnte, brauchte auf die Frage, ob etwa die Be—

Aheuptung der Revie ion, der natürliche Vater des

Klägers sei nicht an den Folgen einer Einwirkung

des Wehrdienstes gestorben, neues Vorbringen in

der Revisionsinstenz darstellt und schon deshalb

0| ‚.£. ‘
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nicht verwertet werden kann, nicht eingegengen zu

werden° Das LSG hat somit 5 103 SGG nicht verletzt°

Ausgehend von der Feststellung des ursächlichén
Zusemmenhengs ist das Berufungsgericht zu dem Ergebnis

gekommen, daß die Vorschrift des @ 85 BVG einer er—

neuten Nachprüfung nieht im Wege stehe, de aus sozialen

Grünäen zur Berechnung der in‘@ 85 Satz 2 BVG fest—
gelegten Frist die Vorschrift des @ 57 Abs. 1'qu 3
BVG entsprechend herenzu21ehen sei„

Diese Auffassung des Eerufungsgerichts ist nicht

frei von Rechtsirrtum° @ 85 BVG lautete in_der ur—
_sprünglichen Fassung:

"Soweit nach bisherigen versorgungsrecht—
lichen Vorschriften über sie Frage des
ursächlichen Zusammenhanges einer Gesund—
heitsstörung mit einem schädigenden Vor—
gang im Sinne des 5 1 dieses Gesetzes ent;
schieden worden ist, ist die Entscheidung
auch nach diesem Gesetz rechtsverbindlich°
Ist der ursächliche Zusammenhang durch
Entscheidung einer Verweltungsbehörde,
die auf Grund des 5 3 der Verordnung
über das Versorgungswesen vom 2° September
1939 (BGBl I 1686) oder des % 4 der Verord—
nung über das Wehrmachtfürsorge— und ver—“
sorgungswesen vom 7° September 1959 (BGBl I
1699) im Spruchverfehren nicht angefochten
werden konnte,'verneint worden, so ist
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes die erneute Anmeldung des
Anspruchs zulässige“ ‘

Wie der Gesetzgeber unmißverständlich
zum Ausiruck

gebrachthet, hat er die im zweitenSatznäherbe—_
zeichneten verwaltungsakte als binéend angesehen

und hat lediglich innerhalb einer bestimmten Frist

ihre vereinfachte Überprüfung durch erneute Anmel—

dung der Ansprüche durch-den Berechtigten zugelasseno

Damit hat das Gesetz berücksichtigt, daß diese Ver-

„9..-
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waltungsakte geri ehtlich nicht nechgeprüft werden

konnten„ Es ist nicht angängig, aus diesem Um—

stande weitere Folgerungen zu ziehen als im BVG

ugelassen sind° %halb kann entgegen der Auf—

fassung des Berufungsgerichts die Vorschrift

des 5 85 BVG überhaupt ni011t angewendet werden°

Die vom LSG in diesem Zusammenhang angezogene

Entscheidung des BSG (BSG @, 116 ff, 120) betrifft
einen anderen Sachverhalt°

Die Fassung des @ 85 BVG eF, die zur Zeit des

angefochtenen Bescheides galt, beschränkte äie

Möélichke it einer erneuten Anmeldung ausdrüctzlic h

auf eine bestimmte Zeit° Bei diesem klaren Wort—

laut ist es trotz der Billigkeitserwägungen, die

ach der Begründung zu 5 85 (€ 84 des Entwurfs)

zur Einfügung des Satzes 2 geführt haben, nicht

möglich, in den Fällen, in denen die Berechtig-

ten wegen ihres späteren Zuzugs in das Bundes—

gebiet oder nach West—Berlin ihren Antrag nicht

innerhalb eines Jahres stellen konnten, die

Frist suszudehnen° Hinzu kommt noch, daß die

Ausnahmen äes @ 5? BVG aF genau umgrenzte Tat—

bestände umfaßt haben und diese Vorschrift einer

Au snahmereg elung auf andere Sachverhalte nicht

entsprechend angewendet werden kann° Eine Rege-

lung im Sinne der Auffassung des LSG mag viel—
leicht de lege ferenda.als gerechtfertigt er—
scheinen; bei dem eindeutigen Wortlaut des Ge—

setzes ist eine solche Auslegung aber nicht

möglich„ Auch durch das Erste NOG, das vor der

Entscheidung des SG ergangen ist und die Vers hrift

des 5 85 Satz 2 BVG ersatzlos hat wegfallen lassen,
ist für den vorliegenden Rechtsstreit die Rechts—

lage nicht geändert werden° Denn die Frist des

© 85 Satz 2 BVG war bereits mit dem 300 September 1951

— 10
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- ein JahrnachdemInkrafttreten desBVGam1„ Ok—
tober 1950 — abgelaufen und damit gegenstenäeloe

geworden° Der Gesetzgeber hat mit der Neufassung
ohne Übernahme des bisherigen Satzes 2 also nur
die seit langem bestehende Rechtslage bestätigto

Damit stand an sich 5 85 BVG einer erneuten äadh—

prüfung entgegen° Trotzdem ist die Entscheidung-

des LSG im Ergebnis zutreffend° Denn des.L$G hatt

als Rechtsgrundlage für sein Urteil auch 5 40 VeerG—

angesehen° Diese Vorschrift trägt den Belangen der '
Berechtigten der Säche nach —wenn auch mit einer
anderen Rechtsgrunälege

— in gleicher Weise wie

5 85 Satz 2 BVG Rechnung° Nach @4O‚Abs° 1 aaO
kann äie Verweltungsbehörde jeder5eit zugunéten

des Bereéhtigten einen neuen Bescheid erteilen°
Wie das LSG übereinstimmend mit der Rechtsprechung

des BSG(BSG15, 12 f; 19, 287 f; 3033 VeerG @40
Bl° Ca 6 Nr„ 6), der_eich der Senat ensehließt,

ausgeführt hat, handelt es sich insoweit
um eine,

Ermessensentehheidung° Sie kann gemäß @54 Abe„ 2
Satz 2 SGG von den Gerichten nur daraufhin nachge—

prüft werden, ob die geeetälichen Grenzen des Er-

messens übersehritten sind oder von dem Erme sen
'in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht en —

sprechenden Weise Gebrauch gemacht ist„

S

+

o

Bei der gerichtlichen Eachprüfung ist von folgenden

Erwägungen auszugehen: Jede Verwaltung hat die aus

ihrer öffentlichen Aufgabe unä Funktion entspringenäe

Pflicht, in ihrem Bereich für einen dem Gesetz ent—‘
sprechenden Zustand zu sorgen und gésetzwiärige.

Zustände zu vermeiden oäer zu beeeitigenä-95-ist

gleichgültig, ob sich dies zugunsten oder zuungunsten

des Beredhtigten auswirkt (vgl° Forethoff, Lehrbuch

des Verwaltungsrechts, 8° Aufl(: 80 239 ff)„ Sodann

ist die Entstehung3geschichte des % 40 VeerG zu
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berücksichtigeno Wie sich aus.der Begründung

des Entwurfs zu diesem Gesetz ergibt (@ä 40—44,

Deutscher Bundestag, 25 Wahlperiode 1955,

Drucken Nr„ 68, 14}, sollte äer Verwaltung

wegen der Vielzahl der in der Nachkriegs—

zeit notwendig gewordenen und unter unzuläng—

lichen Verhältnissen getroffenen Entschei—
dungen in geeigneten ßällen ein Abgehen von

der Bindungswiraung gestattet werdeno Besteht

aber diese äöglichkeit und widerspricht eine

zum Nachteil der Berechtigten getroffene,

bindend geworäene Regelung der später geklär—

ten Sachlage, so soll die Verwaltung ven ‘em

bindenden Bescheid ebrüokeno Sie

Ermessen fehlerhaft, wenn sie die Unri

keit der früheren Regelung erkennt, tr

sich auf die Bindung an äen früheren s'
beruft und mit dieser rein formalistischen

Begründung dem Berechtigten eine günstigere

Rechtsposition versagt°

Die Auffassung des Berufungsgerichts stimmt
mit diesen Grunäsätzen überein° Das LSF 38u
auch zutreffend ausgeführt, das Ermessen sei

hier so eng eingeschränkt, daß nur eine Ent—

scheiäung, nämlich die Gewährung von Weisen—

rente, möglich sei;

Sonach hat das LSG im Ergebnis zutreffend

mit der Begründung aus % 40 VeerG äas Ürteil
des SG bestätigt, welches den Beklagten zur

Gewährung von Waisenrente verurteilt "nette°

Deshalb ist die Revision der Beklagten nicht

begründet und mußte — wie geschehen — zurück—
gewiesen‘weräeno\
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Die Entscheidungüber dié'Kostenberuht auf
%193Abs. 1 SGG„
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